
Auftrag Berweger betreffend Wasserkraftstrategie 2022-2050 
Junisession 2026 
 
Sehr geehrte Frau Standespräsidentin 
Hohe Regierung 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen 

Der Auftrag Berweger erfasst ein für Graubünden zentrales Thema: Die Wasserkraft hat für 
unseren Kanton eine grosse strategische Bedeutung. 

Wie bereits bei der Behandlung der Fraktionsanfrage Mitte im Juni 2025 enthält auch die Antwort 
der Regierung auf diesen Auftrag aus meiner Sicht noch wenige der gewünschten Klärungen. Es 
wird lediglich ein umfassender Bericht für Mitte 2027 in Aussicht gestellt, was die politische 
Diskussion erneut nach hinten verschiebt.  

Es ist mir ein Anliegen, in diesem Zusammenhang zwei Aspekte hervorzuheben: 

Dazu möchte ich erstens kurz auf die Grundsätze zurückkommen, welche ich bereits im 
Juni 2025 eingebracht hatte: 

1. Die Entscheidung über Heimfall oder Konzessionserneuerung liegt primär bei den 
Gemeinden. 

2. Der Kanton muss die Gemeindeentscheide mittragen und darf sie nicht in eine 
gemeinsame Ausübung des Heimfalls drängen. 

3. Eine umfassende Risikoanalyse durch den Kanton sollte Teil jedes Heimfallprojekts sein. 
4. Der Regierungsbericht sollte auch die gemachten Erfahrungen der Gemeinden im 

Rahmen der laufenden Heimfallprojekte berücksichtigen. 
Zweitens: 
Ich möchte auf Punkt 4 der Antwort der Regierung eingehen, also auf die Gemeindeautonomie 
und die kommunale Gewässerhoheit. 

Die Regierung hält fest, dass die Gemeindeautonomie unangetastet bleibt und Kanton und 
Gemeinden ihren Anspruch autonom umsetzen können, wobei ein koordiniertes Vorgehen 
wesentlich ist. Im Rahmen dieses koordinierten Vorgehens erscheint es mir wichtig, dass die 
Gemeinden ihre Entscheidungen frei treffen können und der Kanton eine unterstützende 
Funktion einnimmt. In diesem Zusammenhang halte ich es für sinnvoll, zeitnah einen 
gemeindeübergreifenden Erfahrungsbericht zu den laufenden Heimfallprojekten in die Wege zu 
leiten. Dabei sollten insbesondere die betroffenen Gemeinden einbezogen werden, um besser 
zu verstehen: 

• Wie die Zusammenarbeit mit dem Kanton und dem AEV seitens der betroffenen 
Gemeinden wahrgenommen wird, 

• wie sich die Gemeindeautonomie und die Gewässerhoheit in der Praxis darstellen, 
• und wo allenfalls noch Klärungsbedarf besteht. 

Ein solcher Austausch kann bewusst pragmatisch und ohne grossen administrativen Aufwand 
gestaltet werden, etwa indem die betroffenen Gemeindevertreter eingeladen, angehört und die 
wichtigsten Erkenntnisse zusammengeführt werden. Ein solches Verfahren sollte weniger als ein 
Jahr in Anspruch nehmen. 

Vor diesem Hintergrund bitte ich Sie, geschätzte Kolleginnen und Kollegen, den Auftrag Berweger 
im ursprünglichen Sinn zu überweisen, damit der Zwischenbericht bis Ende dieses Jahres 
vorliegt. 

Besten Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 


